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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den 


Entwurf eines Siebenten Gesetzes über die Über- 
nahme von Sicherheitsleistungen und Gewähr- 
leistungen im Ausfuhrgeschäft 


nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Deutschen 
Bundestages herbeiizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister -der Finanzen. 

Der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 24. Mai 1957 gemäß Ar- 
tikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den Gesetz- 
entwurf keine Einwendungen zu erheben. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzler 

Dr. h. c, Blücher 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb* Dr. Hans Heger, Bad Godesberg 
Rheinallee 20, Telefon 3551 



Entwurf eines Siebenten Gesetzes 


über die Übernahme von Sicherheitsleistungen und 
Gewährleistungen im Ausfuhrgeschäft 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 


§ 1 

Der im Sechsten Gesetz über die Übernahme 
von Sicherheitsleistungen und Gewährleistun- 
gen im Ausfuhrgeschäft vom 22. Novem- 
ber 1955 (Bundesgesetzbl. I S. 727) festge- 
setzte Betrag von sieben Milliarden fünfhun- 
dert Millionen Deutsche Mark wird um zwei 
Milliarden Deutsche Mark auf neun Milliar- 
den fünfhundert Millionen Deutsche Mark 
erhöht. 


§ 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Land Berlin. 


§ 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 



Begründung 


Die deutsche Ausfuhrwirtschaft benötigt wei- 
terhin Garantien und Bürgschaften des Bundes 
zur Absicherung der mit Ausfuhrgeschäften 
verbundenen besonderen Risiken. Dies trifft 
vor allem für Geschäfte über die Lieferung 
von Investitionsgütern zu, bei welchen in der 
Regel längere Zahlungsziele eingeräumt wer- 
den, sowie für Geschäfte in sogenannten Ent- 
wicklungsländern; derzeit entfallen bis zu 
60 v. H. der deutschen Ausfuhr auf Liefe- 
rungen von Investitionsgütern; mindestens 
75 v. H. der vom Bund gewährten Ausfuhr- 
bürgschaften entfallen auf Geschäfte in Ent- 


wicklungsländern. Da die deutsche Ausfuhr 
weiterhin zunimmt, wird die gesetzliche Er- 
mächtigung für die Verbürgung von Ausfuhr- 
geschäften in Bälde erschöpft sein. Ihre Erhö- 
hung ist daher unvermeidbar. Der Betrag von 
2 Mrd. DM ist unter Berücksichtigung der 
bisherigen Erfahrungen (einschließlich Höhe 
der Rückflüsse) und der voraussichtlichen Ent- 
wicklung der deutschen Ausfuhr geschätzt. 

Die deutsche Ausfuhr zeigt im Vergleich zum 
Umschlag an Ausfuhrbürgschaften des Bundes 
folgendes Bild: 


Jahr 

deutsche Ausfuhr 

Umschlag an Ausfuhr- 
garantien und Ausfuhr- 
bürgschaften 

Umschlag an Ausfuhrgarantien 
und Ausfuhrbürgschaften 
in v. H. der Ausfuhr 

1950 

8,4 Mrd. DM 

0,3 Mrd. DM 

3,6 

1951 

14,6 Mrd. DM 

0,8 Mrd. DM 

5,5 

1952 

16,9 Mrd. DM 

1,7 Mrd. DM 

10,1 

1953 

18,5 Mrd. DM 

1,8 Mrd. DM 

9,7 

1954 

22,0 Mrd. DM 

2,2 Mrd. DM 

10,0 

1955 

25,7 Mrd. DM 

3,2 Mrd. DM 

12,5 

1956 

30,9 Mrd. DM 

2,6 Mrd. DM 

8,4 

1957 

8,4 Mrd. DM 

0,6 Mrd. DM 

7,1 


(1. Januar bis 31. März) 


Über das finanzielle Ergebnis der Ausfuhr- 
bürgschaften des Bundes wird laufend in den 
Allgemeinen Vorbemerkungen zum Bundes- 
haushaltsplan berichtet. 







